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Merkblatt

Uber den Zweck der Planfeststellung
und das Planfeststellungsverfahren bei Bundesfernstralien

l. Rechtsqrundlagen und Inhalt der Planfeststellung

1. Die Planfeststellung ist im Bundesfernstrallengesetz (FStrG) in Verbindung mit
den §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVfG) geregelt.

2. Vor dem Bau neuer oder der Anderung bestehender Bundesfernstraen muss
der Plan festgestellt werden, sofern nicht eine Plangenehmigung gemaR § 74
Abs. 6 VWVG i.V.m. § 17b Abs. 1 Nr. 1 bis 3 FStrG erteilt werden bzw. die
Planfeststellung nach § 74 Abs. 7 VwWVfG i.V.m. § 17b Abs. 1 Nr. 4 FStrG
entfallen kann.

Gegenstand der Planfeststellung ist ein Plan, bestehend aus Zeichnungen und
Erlauterungen, der erkennen lasst,

wo,

in welchem Umfang und

in welcher Weise

eine Bundesfernstral’e neu angelegt oder geéndert werden soll.

3. Die Vorbereitung des Planes steht im Planungsermessen der Strallenbau-
verwaltung. Die Rechtsprechung hat fiir den Bau oder die Anderung von
Strallen den Fachbehoérden eine Gestaltungsfreiheit zuerkannt, die jedoch an
die Verpflichtung zu einer sorgfaltigen Abwagung der unterschiedlichen
offentlichen und privaten Belange gegeneinander gebunden ist.

4. Durch die Planfeststellung wird das Bauvorhaben unter Abwagung der
offentlichen und privaten Belange in die Umwelt eingeordnet. Dabei wird
entschieden, inwieweit in die Rechte anderer eingegriffen werden muss. Jeder
Plan, der zu seiner Durchfiihrung einen Eingriff in privates Eigentum erfordert,
muss Uberwiegend dem Wohl der Allgemeinheit dienen (Artikel 14 des
Grundgesetzes).
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Durch die Planfeststellung werden die 6ffentlich-rechtlichen Beziehungen im
Zusammenhang mit dem geplanten Bauvorhaben geregelt. Deswegen kénnen
Entschadigungsfragen durch die Planfeststellung nicht geregelt werden. Der
Planfeststellungsbeschluss berechtigt den Baulasttrager nicht, unmittelbar
private Rechte in Anspruch zu nehmen. Hierzu muss der Baulasttrager sich
entweder mit den Betroffenen einigen (z.B. Bauerlaubnis, Kaufvertrag) oder es
muss zusatzlich ein férmliches Enteignungsverfahren durchgefiihrt werden.

Verfahren (allgemein), Verinderungssperre, Anbaubeschrinkungen

Gegen den Plan kann jeder, dessen Belange bei Durchfihrung des Plan-
vorhabens berihrt werden, Einwendungen geltend machen. Die Einwendungen
sind keine Rechtsbehelfe in einem férmlichen Widerspruchsverfahren, sondern
AuRerungen, mit denen die Beteiligten ihre Vorstellungen zu dem Plan,
rechtliche und tatséchliche Bedenken und Anregungen sowie Anderungs-
wiinsche vortragen kénnen. Uber die Einwendungen wird durch die Planfest-
stellungsbehérde entschieden.

2. Vom Beginn der Auslegung des Planes im Planfeststellungsverfahren oder von

dem Zeitpunkt an, zu dem den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan
einzusehen, diurfen auf den vom Plan betroffenen Flachen bis zu ihrer
Ubernahme durch den Trager der StraRenbaulast wesentlich wertsteigernde
oder den geplanten Strallenbau erheblich erschwerende Verénderungen nicht
vorgenommen werden (Verdnderungssperre § 9a Abs. 1 FStrG).
Veranderungen, die in rechtlich zulassiger Weise vorher begonnen worden sind
(z.B. Fertigstellung eines vor Auslegung des Planes bereits baurechtlich
genehmigten und begonnenen Geb&dudes), Unterhaltungsarbeiten und die
FortfGhrung einer bisher ausgeibten Nutzung werden von der
Veranderungssperre nicht beruhrt.

An den vom Plan betroffenen Flachen steht dem Trager der Stralienbaulast
gem. § 9a Abs. 6 FStrG vom Beginn der Auslegung des Planes im
Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den Betroffenen
Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen, ein Vorkaufsrecht zu.

3. Geméal § 9 Abs. 4 FStrG gelten vom Beginn der Auslegung des Planes im

Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den Betroffenen
Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen, die Anbaubeschrankungen
nach § 9 Abs. 1 und 2 des FStrG. Hiernach dirfen aullerhalb der zur
ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke bestimmten Teile der Ortsdurch-
fahrt langs der Bundesfernstral’en Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis
zu 40 m bei Bundesautobahnen und bis zu 20 m bei Bundesstral’en, gemessen
vom &aufleren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden. Das
gleiche qilt far bauliche Anlagen, die Uber Zufahrten oder Zugé&nge an
Bundesstrallen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen.

NLStBV — Dez. 22 — Unterlage 0 (Merkblatt BundesstraRen) 06/08



-3-

Bauliche Anlagen langs der Bundesautobahn in einer Entfernung bis zu 100 m,
ldngs der Bundesstrallen bis zu 40 m, bedirfen zur Errichtung, erheblichen
Anderung oder andersartigen Nutzung der Zustimmung der obersten Landes-
strallenbaubehérde. Das gleiche gilt fir bauliche Anlagen auf Grundstlicken,
die aulerhalb der zur Erschliefung der anliegenden Grundstiicke bestimmten
Teile der Ortsdurchfahrten Uber Zufahrten oder Zugénge an Bundesstralien
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind und die erheblich gedndert oder
anders genutzt werden sollen.

1. Das Anhorungsverfahren

1. Im Anhoérungsverfahren werden die Planunterlagen in den Gemeinden, in
denen sich das Bauvorhaben voraussichtlich auswirkt, zu jedermanns Einsicht
einen Monat lang ausgelegt.

2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berihrt werden, kann bis zwei
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei
der Anhdrungsbehérde oder bei der Gemeinde Einwendungen gegen den Plan
erheben. Nach Ablauf der Einwendungsfrist (§ 17a Abs. 1 Nr. 3 und 7 FStrG
iV.m. § 73 Abs. 4 VwVfG) sind Einwendungen gegen den Plan
ausgeschlossen.

3. Nachdem der Plan ausgelegen und der Vorhabenstrager Gelegenheit zur
Stellungnahme zu den Einwendungen erhalten hat, erértert die
Anhoérungsbehdrde den Plan anhand der Einwendungen mit den Betroffenen,
evtl. sonstigen Beteiligten, den beteiligten Behérden einschl. der Gemeinden,
auf deren Gebiet sich das Bauvorhaben auswirkt, und dem Trager der
StralRenbaulast.

Die Anhdrungsbehdérde kann auf eine Erdrterung verzichten.

4. Uber die Erérterung fertigt die Anhérungsbehérde eine Verhandlungsnieder-
schrift an. Die Teilnehmer des Erdrterungstermines kdnnen die
Verhandlungsniederschrift bei der Anhérungsbehérde anfordern.
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Der Planfeststellungsbeschluss

Die Entscheidung der Planfeststellungsbehérde ergeht in Form eines
Planfeststellungsbeschlusses, der als Verwaltungsakt zu begriinden ist und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung denjenigen, Uber deren Einwendungen in
dem Beschluss entschieden worden ist, zugestellt wird (§ 17b Abs. 1 Nr. 7
FStrG).

Aulerdem wird eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung und einer Ausfertigung des festgestellten Planes in
den Gemeinden zwei Wochen lang zur Einsicht ausgelegt. Sind mehr als
50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses erforderlich, so kann die
Zustellung durch o6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 74 Abs. 5
VwWVEG).

Der Planfeststellungsbeschluss kann beim Oberverwaltungsgericht Lineburg
bzw. — flr in der Anlage zu § 17e Abs. 1 FStrG aufgeflihrte Vorhaben (§ 50
Abs. 1 Nr. 6 Verwaltungsgerichtsordnung) — beim Bundesverwaltungsgericht
durch Klage angefochten oder seine Erganzung durch Verpflichtungsantrag
verlangt werden, soweit eine Beeintrachtigung in eigenen Rechten geltend
gemacht werden kann. Die Klage gegen einen Planfeststellungsbeschluss fir
den Bau oder die Anderung einer Bundesfernstralie, fir die im FernstraRen-
ausbaugesetz vordringlicher Bedarf festgestellt ist, hat keine aufschiebende
Wirkung (§ 17e Abs. 2 S. 1 FStrG).
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Anlage

Ubersicht iiber die beteiligten Behérden
und ihre Funktion im Planfeststellungsverfahren

Vorhabenstragerin und Antragstellerin:

Stadt Wittmund
Kurt-Schwitters-Platz 1
26409 Wittmund

Anhérungs- und Planfeststellungsbehoérde:

Landkreis Wittmund
Am Markt 9
26409 Wittmund

Trager der StraBenbaulast: B210 Dohuser Weg
Bundesrepublik Deutschland Stadt Wittmund
vertreten durch die Kurt-Schwitters-Platz 1
Niedersachsische Landesbehorde 26409 Wittmund

fur Strallenbau und Verkehr
Regionaler Geschaftsbereich Aurich
Eschener Allee 31

26603 Aurich

oberste LandesstraBenbaubehdérde:

Niederséachsisches Ministerium
far Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
Friedrichswall 1

30159 Hannover
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Stadt Wittmund
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Bundesrepublik Deutschland
vertreten durch die
Niedersächsische Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr
Regionaler Geschäftsbereich Aurich
Eschener Allee 31
26603 Aurich
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Stadt Wittmund
Kurt-Schwitters-Platz 1
26409 Wittmund




